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135 e Verordnung 


zur Abänderung des Einkommenſteuergeſetzes. 
f Vom 26. 9. 1931 
Gemäß § 1 Ziff. 5 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) wird mit Zu⸗ 
ſtimmung des Finanzrats folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
= Artikel I 
Das Einkommenſteuergeſetz vom 27. 3. 1926 in der z. Zt. geltenden Faſſung wird wie folgt ge⸗ 
ändert: 
I ‚Hinter § 28 werden folgende SS 28a, 28 b und 28c mau 
„Ss 28 a 


(1) Als e aus Gewerbebetrieb gelten auch Gewinne, die erzielt werden bei der Ver⸗ 
äußerung 


1. des Gewerbebetriebes als ganzen oder eines Teiles des Gewerbebetriebes; 
2. von Beteiligungen eines perſönlich haftenden Geſellſchafters einer Kommanditgeſellſchaft auf 


Aktien (§ 28 Ziff. 1), von Anteilen eines Geſellſchafters, der als Unternehmer (Mitunter⸗ 


nehmer) des Betriebes anzuſehen iſt ($S 28 Ziff. 2). 

(2) Für die Ermittelung des Gewinns im Sinne des Abſ. 1 gelten die Vorſchriften der 
88 10 und 11 mit der Maßgabe, daß der Veräußerungspreis mit dem Werte zu vergleichen iſt, 
der am Schluß des vorangegangenen Geihäfts- oder Kalenderjahres der Veranlagung zu Grunde 
gelegen hat; hat der letzten Veranlagung ein Wert nicht zu Grunde gelegen, ſo tritt an 
ſeine Stelle der Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreis im Sinne des § 17 Abſ. 2. Bei der 
Gegenüberſtellung bleibt der Wert des Grund und Bodens inſoweit außer Anſatz, als er bei der 
Gewinnermittlung während der Geſchäftsführung nicht zu berückſichtigen iſt. 

(3) Der Veräußerung eines Gewerbebetriebes als ganzen oder eines Teiles des Gewerbe⸗ 
betriebes (Abſ. 1 Ziff. 1) ſteht es gleich, wenn ein Gewerbebetrieb aufgegeben wird. Hierbei iſt 
für die Ermittlung des Gewinnes von den Veräußerungspreiſen der einzelnen dem Betriebe ge⸗ 
widmeten Gegenſtände auszugehen. Für Gegenſtände, die nicht veräußert werden, tritt an Stelle 
des Veräußerungspreiſes der gemeine Wert im Zeitpunkte der Aufgabe. Waren an dem Ge⸗ 
werbebetriebe mehrere Unternehmer (Mitunternehmer) beteiligt und erfolgt die Aufgabe im Wege 
der Auseinanderſetzung, ſo darf bei jedem einzelnen nicht mehr angeſetzt werden, als der gemeine 
Wert der Gegenſtände, die er bei der Auseinanderſetzung erhalten hat. 5 

§ 28 b 

Hat im Falle des §S 28a Abſ. 1 Ziff. 1 der Veräußerer das Betriebsvermögen innerhalb 
der letzten 3 Jahre vor der Veräußerung unentgeltlich erworben, ſo iſt auf Antrag auf die nach 
dem Veräußerungsgewinn (§ 28a Abſ. 2) ſich errechnende Einkommenſteuer der Teil der Erb⸗ 
ſchaftsſteuer anzurechnen, der auf den Unterſchied zwiſchen dem der Veranlagung zur Erbſchafts⸗ 
ſteuer zu Grunde gelegten und dem bei der Veranlagung des Rechtsvorgängers des Steuerpflich⸗ 


tigen zur Einkommenſteuer zuletzt angeſetzten Wert des Betriebsvermögens entfällt. Entſpre⸗ 


chendes gilt in den Fällen des §S 28a Abſ. 1 Ziff. 2, wenn der Veräußerer die Beteiligung oder 
die Anteile innerhalb der letzten 3 Jahre vor der Veräußerung unentgeltlich erworben hat. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 6. 10.1931). 


ir 
S 28c 3 
Die Vorſchriften der SS 28 a und b finden nur Anwendung, inſoweit 
a) bei Veräußerung des Gewerbebetriebes als ganzen der Gewinn den Betrag von 10000 G, 


b) bei Veräußerung eines Teiles des Gewerbebetriebes, von Beteiligungen oder Anteilen dern 


Gewinn den dem Anteil entſprechenden Teil von 10 000 G 
überſteigt; der nach den Vorſchriften der SS 6 bis 21 für die Zeit von der letzten Veranlagung 
bis zur Veräußerung ſich ergebende Gewinn gilt nicht als Veräußerungsgewinn im Sinne dieſer 
Vorſchrift.“ i SE 
8 40 erhält folgenden Wortlaut: 

„Ss 40 

Zu den Einkünften der im § 6 bezeichnetneten Art gehören außer den in 88 22-86, § 37 
Abſ. 1 Ziff. 2 den einzelnen Einkommensarten ausdrücklich zugewieſenen insbeſondere: 
1. Entſchädigungen, die als Erſatz für entgehende Einnahmen oder für die Aufgabe einer Tätig⸗ 
keit, einer Gewinnbeteiligung oder einer Anwartſchaft auf eine ſolche gewährt werden, 
2. Einkünfte, die dem Steuerpflichtigen aus einer ehemaligen Tätigkeit im Sinne des S6 
Abſ. 1 Ziff. 1-4 oder aus einem erloſchenen Rechtsverhältnis im Sinne des § 6 Abſ. 1 
Ziff. 5—8 zufließen; dies gilt auch dann, wenn dieſe Einkünfte dem Steuerpflichtigen als 
Rechtsnachfolger zufließen.“ 
8 45 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

„G) Vom Einkommen ſind vor Berechnung der Einkommenſteuer folgende Beträge im Jahr 
abzuſetzen: 
a) für den Steuer pflichtigen. 227 ee DAN SERNE 

b) für die nicht ſelbſtändig zur Steuer heranzuziehende Ehefrau des Steuerpflichtigen 120,— 


8 

c) für ein einziges zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählendes minderjähriges 
Kind, das nicht ſelbſtändig zur Einkommenſteuer herangezogen iſt . 120,— G 
d) für das erſte Kind, falls weitere Kinder Vorhanden in?zß. „⁴z ß 
e) für das 2. Kind des gleichen Steiltrpflich gef, 120,— 6 
) für das 3. Kind des gleichen d ee 840,— 8 
9) für das 4. und jedes weitere Kind des gleichen Steuerpflichtigen . . . je 1440, 8 


. 8 46 erhält folgenden Abſatz 3: 
„() In Fällen, in denen der Fortfall von zur Haushaltung des Steuerpflichtigen ge⸗ 
hörigen minderjährigen Kindern mit wirtſchaftlichen Nachteilen für den Steuerpflichtigen ver⸗ 
bunden iſt, kann das Steueramt auf Antrag des Steuerpflichtigen für das nunmehr einzige 
minderjährige Kind einen Abzug von 600 8 gewähren.“ 
Hinter $ 49 c wird folgender § 49d eingefügt: 
j „Ss 49d 

(1) Bei unbeſchränkt Steuerpflichtigen, die für einen inländiſchen Betrieb Bücher im Sinne 
der §8 11 und 24 führen, können auf Antrag aus Einkünften, die dem Betriebe nicht entnommen 
werden, ſteuerlich begünſtigte Rücklagen gebildet werden. Die Rücklagen eines Geſchäftsjahres 
dürfen 25 v. H. des ſteuerlich feſtgeſtellten Gewinnes und die Geſamtrücklagen 40 v. H. des für 
den Schluß des Geſchäftsjahres feſtgeſtellten Betriebsvermögens nicht überſteigen. Die Steuer 
für dieſe Rücklagen wird nach dem Satz von 20 v. H. für ſich berechnet und der Steuer hin⸗ 
zugezählt, die ſich nach SS 45 bis 49a für das übrige Einkommen ergibt. 

(2) Überſteigen in einem ſpäteren Geſchäftsjahr beim Pflichtigen oder ſeinem Rechtsnachfolger 
die Entnahmen aus dem Betriebe den ſteuerpflichtigen Gewinn, ſo iſt der überſteigende Betrag von 
der ſteuerlich begünſtigten Rücklage (Abſ. 1) abzuziehen und nachzuverſteuern. Die Nachſteuer be⸗ 
trägt: 

1. wenn die Entnahmen den Betrag von 30 000, — G nicht überſteigen, mindeſtens 10, aber nicht 

mehr als 15 v. H., ; 2 

2. wenn die Entnahmen 30000,— G überſteigen, mindeſtens 15, aber nicht mehr als 20 v. H. 
ihres Betrages. 

(8) Als Entnahmen im Sinne des Abſ. 2 gilt auch die Veräußerung des Betriebes als ganzer, 
die Veräußerung von Beteiligungen oder Anteilen an einem Betriebe, ſowie die Aufgabe des 
Betriebes. Den Entnahmen im Sinne des Abſ. 2 werden Darlehen gleichgeſtellt, die dem Unter⸗ 
nehmer (Mitunternehmer) oder ſeinen Angehörigen im Sinne des § 41 Abſ. 1 Ziff. 2 und 3 des 
Steuergrundgeſetzes aus Mitteln des Betriebes gewährt werden.“ 


Pi 


5 Abſ. 1 1 Buchſtabe a) erhält folgenden Wortlaut: 


6. 8 58 Abi. 2 Ziff. 2 wird wie folgt geändert: 
ö „2. für die zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende Ehefrau im Falle der Zahlung 
des Arbeitslohnes 


a) für volle Monate um 1,.— G monatlich, 
b) „ „ Wochen um 0,24 G wöchentlich, 
O2, Arbeitstage u. 0.2.32 um ges täglich 
d) „ kürzere Zeiträume. . . um 0,01 G für je 2 angefangene oder volle 


8 l Arbeitsſtunden.“ 
7. § 58 Abſ. 2 Ziff. Za und b werden wie folgt geändert: x: 

„Za) für ein einziges zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählendes minderjähriges Kind, 
3 das nicht ſelbſtändig zur Einkommenſteuer zu veranlagen it, im Be der Zahlung des 


Arbeitslohnes 
a) für volle Monaůe um L— G monatlich, 
b) „ „ Wochen um 0,44 G wöchentlich, 
e) „ „ Arbeitstage um 0,04 & täglich, 
d, „* kürzere Saum . „„um 0,0 are? angefangene oder volle 
f Arbeitsſtunden. 
36) für ein Kind des Stelter falls weitere Kinder vorhanden ſind, 
a) für volle Monate um 5,— G monatlich, 
5, „ Wochen um 1,20 G wöchentlich, 
„ „Arbeitstage um 0,20 & täglich, 
= 75 ers Se .. um 0,05 G für je 2 angefangene oder volle 
N Arbeitsſtunden. 


Die bb Buchſtaben 5. d erhalten die Bezeichnung „ee.“ 
8. $ 58 Abſ. 2 Ziff. 4 wird wie folgt geändert: 5 
\ zur Abgeltung der nach § 13 Abſ. 1 Ziff. 1 und 2 zuläſſigen Abzüge insgeſamt im Falle 
der Zahlung des Arbeitslohnes a 


a) für volle Monate um 6, G monatlich, 

Br Wochen um 1,44 G wöchentlich, 

„ Arbeitstage um 9,24 & täglich, 

d) „ kürzere Zeiträume . . . . . um 0,06 & für je 2 angefangene oder volle 
Arbeitsſtunden.“ 


Ha) wenn die Vorausſetzungen für Anwendung des § 46 gegeben ſind, insbeſondere wenn der 
Steuerpflichtige mittelloſe Angehörige unterſtützt oder der Fortfall von zur Haushaltung des 
Steuerpflichtigen gehörigen minderjährigen Kindern mit wirtſchaftlichen Nachteilen für den 
15 Steuerpflichtigen verbunden iſt, im letzteren Falle im Rahmen des 8 46 Abſ. 3.“ a 
10, In 8 88 Abs. 1 Buchſtabe b) und § 72 wird ſtatt „80, — 8“ „60,.— G“ geſetzt. 
11. § 73 wird aufgehoben. 
Artikel II ö 
Dieſe Verorduu tritt mit dem Tage der Verkündung und mit folgender Maßgabe in Kraft: 
a) Artikel I Ziff. 1, 2, 4, 5, 10, 11 findet erſtmalig bei der endgültigen Veranlagung für das 
Jahr 1931 Anwendung; a ; 
b) die neuen Abzüge gemäß Artikel I Ziff. 6—9 gelten erſtmalig im Lohnabzugsverfahren mit 
Wirkung für die für den Oktober 1931 gezahlten Löhne; 
c) bei der Veranlagung für das Jahr 1931 find ee von den in Artikel I Ziff. 3 ge⸗ 
nannten Beträgen abzuſetzen 
e ee eee en 220,5 
für das einzige Kind . . 510, 8 
im Falle des § 72 für W und So ee 900,— G. 


Danzig, den 26. September 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 
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über die Erhebung eines Notzuſchlags zur Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer. 
Vom 26. 9. 1931 


Gemäß § 1 Ziff. 5d und Ziff. 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) 


wird mit Zuſtimmung des Finanzrats folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


81 
In der Zeit vom 1. Oktober 1931 bis 31. März 1933 wird ein Notzuſchlag zur Einkommen- und 
Körperſchaftsſteuer nach den Vorſchriften dieſer Verordnung erhoben. 


8 2 

Dem Zuſchlag ſind unterworfen ſämtliche natürlichen und nichtphyſiſchen Perſonen, ſoweit bei ihnen 
in der in $ 1 genannten Zeit die perſönliche Steuerpflicht auf Grund der Vorſchriften des Einkommen⸗ 
und Körperſchaftsſteuergeſetzes und der Verordnung über die Ausgleichung der in- und ausländiſchen 
Beſteuerung vom 16. Mai 1930 gegeben iſt. 

8 3 

Vom Zuſchlag befreit ſind: 

a) alle natürlichen Perſonen, die dem Steuerabzug vom Arbeitslohn unterliegen, wenn ihre Be- 
züge in den einzelnen Lohnzahlungsabſchnitten die in $ 57 Abſ. 3 des Einkommenſteuergeſetzes 
feſtgeſetzte Grenze nicht überſteigen, 

b) alle natürlichen Perſonen, die der Feſtbeſoldetenſteuer unterliegen, hinſichtlich der von der 
Feſtbeſoldetenſteuer erfaßten Geſamtbezüge, 

c) alle übrigen natürlichen und nichtphyſiſchen Perſonen, ſolange weder das nach $ 4 Abi. 1 b 
der Zuſchlagsberechnung zu Grunde zu legende Jahresgeſamteinkommen den Betrag von 
600 G noch das gemäß § 5 maßgebende u den Betrag von 12000 G über⸗ 
ſteigt. 

8 4 8 

(J) Als Beſteuerungsgrundlage gelten: 

a) bei denjenigen natürlichen Perſonen, die dem . vom Arbeitslohn unterliegen, 
die Einnahmen im Sinne des $ 32 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes, die für die Zeit 
nach dem 30. September 1931 und vor dem 1. April 1933 gewährt werden; 
bei den zur Einkommen- und Körperſchaftsſteuer zu veranlagenden Steuerpflichtigen das nach 
den Vorſchriften des Einkommen- oder Körperſchaftsſteuergeſetzes für das Kalenderjahr 1931 feſt⸗ 
geſetzte ſteuerpflichtige Geſamteinkommen, vor Abzug der auf Grund der SS 45 und 46 
des Einkommenſteuergeſetzes gewährten Ermäßigung oder im Falle der Neubegründung der 
perſönlichen Steuerpflicht nach dem 31. Dezember 1931 das nach § 77 Abſ. 1 des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes den Vorauszahlungen für 1932 oder 1933 zu Grunde zu legende mut⸗ 
maßliche Einkommen. 

(2) Bei denjenigen Steuerpflichtigen, die dem Steuerabzug vom Arbeitslohn im Gebiet her 
Freien Stadt Danzig unterliegen, jedoch nach $ 72 des Einkommenſteuergeſetzes mit ihrem Geſamt⸗ 
einkommen zu veranlagen ſind, bleibt für die Berechnung des Zuſchlags nach Abſ. 1 das Einkommen 
aus nichtſelbſtändiger Arbeit unberückſichtigt. 


b 


— 


i 8 5 
Sit die nach §S 4 Abſ. 1b maßgebende Beſteuerungsgrundlage niedriger als 5% des auf den 
31. Dezember 1930 bzw. bei Neubegründung der Vermögensſteuerpflicht feſtgeſtellten ſteuerpflich⸗ 
tigen Vermögens einer zur Entrichtung des Zuſchlags verpflichteten Perſon, ſo iſt der Zuſchlag anſtelle 
des Einkommens von einem Zwanzigſtel des vorbezeichneten Vermögens zu berechnen. 
Findet bis zum 30. 6. 1932 eine neue Veranlagung zur Vermögensſteuer ſtatt, ſo tritt deren 
Ergebnis an die Stelle des nach Abſ. 1 maßgebenden Vermögens. 
§ 6 
Die Höhe des Zuſchlags beträgt 
J. Bei der Beſteuerung nach § 4 Abſ. 1 a: 
wenn der Arbeitslohn monatlich oder in den einzelnen Lohnzahlungsperioden auf den Monat 
umgerechnet 150 G nicht überſteigt, ½ vo. H. des Bruttoarbeitslohnes, 


wenn der Arbeitslohn monatlich oder in den einzelnen Lohnzahlungsperioden auf den Monat 
umgerechnet 150 G aber nicht 200 G überſteigt, 1 v. H. des Bruttoarbeitslohnes, 


nicht überſteigt. 


735 

ö wenn 117 Arbeitslohn monatlich oder in den einsehen Lohnzahlungsperioden 115 den Monat 
umgerechnet 200 G aber nicht 400 G überfteigt, 2 v. H. des Bruttoarbeitslohnes, 

wenn der Arbeitslohn monatlich oder in den einzelnen Lohnzahlungsperioden auf den Monat 
umgerechnet 400 G aber nicht 800 G überſteigt, 3 v. H. des Bruttoarbeitslohnes, 
wenn der Arbeitslohn monatlich oder in den einzelnen Lohnzahlungsperioden auf den Monat 
umgerechnet 800 G aber nicht 1600 G überfteigt, 4 v. H. des Bruttoarbeitslohnes, 
wenn der Arbeitslohn monatlich oder in den einzelnen Lohnzahlungsperioden auf den Monat 
umgerechnet 1600 G überſteigt, 5 v. H. des Bruttoarbeitslohnes. 

II. Bei der Beſteuerung nach S 4 Abſ. 1b oder § 5: 
wenn das maßgebende Jahreseinkommen oder der maßgebende Vermögensbruchteil 1500 G 
nicht überſteigt, / v. H. der Beſteuerungsgrundlage für das Jahr, 
wenn das maßgebende Jahreseinkommen oder der maßgebende Vermögensbruchteil 1500 8 
aber nicht 2500 G überſteigt, 1½ v. H. der Beſteuerungsgrundlage für das Jahr, 
wenn das maßgebende Jahreseinkommen oder der maßgebende Vermögensbruchteil 2500 G 
aber nicht 5000 G überſteigt, 3 v. H. der Beſteuerungsgrundlage für das Jahr, 
wenn das maßgebende Jahreseinkommen oder der maßgebende Vermögensbruchteil 5000 8 
aber nicht 10 000 G überſteigt, 4% v. H. der Beſteuerungsgrundlage für das Jahr, 
wenn das maßgebende Jahreseinkommen oder der maßgebende Vermögensbruchteil 10 000 G 
überſteigt, 6 v. H. der Beſteuerungsgrundlage für das Jahr. i a 
III. Der Zuſchlag ermäßigt ſich auf die Hälfte für Steuerpflichtige mit mehr als einem minder⸗ 
jährigen Kinde, wenn 

im Falle des Abſ. I der Bruttoarbeitslohn im Monat 800 G, 
im Falle des Abſ. II das Jahreseinkommen oder der entſprechende Verfugen brachte 
10 000 G 


8 7 
(1) Bei der Zuſchlagsberechnung ſind abzurunden: 
a) im Falle des §S 61 der Bruttoarbeitslohn bei monatlicher Lohnzahlung auf 15 5 Gulden, 
im übrigen auf volle Guldenbeträge, 
= : der ſich ergebende Zuſchlagsbetrag auf volle 5 Pfennig nach unten, 

b) im Falle des § 611 die Beſteuerungsgrundlage auf volle 100 G nach unten. 

(2) Die an den Übergangsſtellen des geſtaffelten Steuertarifs entſtehenden Härten ſind im Wege 
der Durchführungsbeſtimmungen auszugleichen. 

§ 8 

a) Der Zuſchlag nach 8 61 iſt vom Arbeitgeber bei jeder Lohnzahlung zu berechnen und vom 
Lohne einzubehalten. Er iſt zuſammen mit dem Steuerabzug vom Arbeitslohn in einem Betrage nach 
den Vorſchriften des $ 65 des Einkommenſteuergeſetzes abzuführen. SS 66 und 67 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes gelten auch für den Zuſchlag. 

(2) Der Zuſchlag nach $ 6 II wird im Veranlagungswege vom Steueramt durch Steuer⸗ 
beſcheid und zwar zunächſt für die Zeit vom 1. Oktober 1931 bis 30. September 1932 feſtgeſetzt. Er 
bildet einen Beſtandteil des gemeinſamen Solls im Sinne des Geſetzes über die gemeinſchaftliche Er— 
hebung der veranlagten Einkommen-, Körperſchafts⸗, Vermögens-, Gewerbe- und Umſatzſteuer vom 
27. 9. 1928. a 

Der Auch ag iſt in vierteljährlichen Raten an den in § 74 des Einkommen ue eee feſtge⸗ 
ſetzten Zahlungsterminen zu entrichten, erſtmali g am 15. November 1931. 


(1) Bis zur Zuſtellung des Veranlagungsbeſcheides gemäß § 8 Abſ. 2 haben die Zuſchlags⸗ 
pflichtigen zu den in § 8 Abſ. 3 feſtgeſetzten Zahlungsterminen Vorauszahlungen auf den Zuſchlag 
nach Maßgabe eines beſonderen Vorauszahlungsbeſcheides zu leiſten. Für die Bemeſſung der Vor⸗ 
auszahlungen iſt von dem für das Kalenderjahr 1930 nach den Vorſchriften des Einkommen- oder 


Körperſchaftsſteuergeſetzes feſtgeſetzten ſteuerpflichtigen Geſamteinkommen vor Abzug der auf Grund der 


SS 45 und 46 des Einkommenſteuergeſetzes gewährten Ermäßigung auszugehen. Im Falle der Neu⸗ 
begründung der perſönlichen Steuerpflicht nach dem 31. Dezember 1930 iſt für die Zuſchlagsvoraus⸗ 
ER von dem nach $. 77 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes den Einkommenſteuer⸗ und Körper⸗ 


ſchaftsſteuer⸗ Borausahfungen für 1931 oder 1932 ae zu Tegenden mutmaß chen U 
auszugehen. 
(2) Auf die Feſtſetzung va Vorauszahlungen findet § 4 Abſ. 2 und 8 5 dieſer Verordnung und 
§§ 78 und 79 des Einkommenſteuergeſetzes entſprechende Anwendung. i 

(8) Die geleiſteten Vorauszahlungen werden A den nach 8 8 ar 2 ena beteten 
s Juſchagsbetcag angerechnet. 
8 10 


Der Zuſchlag fließt in voller 50 dem Staate zu. § 85 des Cintommenfeueraefehe 15 bin 


ſichtlich dieſes e keine Anwendung. = 
8 1 
Die Ad tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 26. September 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer Dr. Hoppenrath 


